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VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER 
WETTBEWERBSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

STAATLICHE BEIHILFEN — PORTUGAL 

Staatliche Beihilfe SA.35546 (2013/C) (ex 2012/NN) — Bisherige Maßnahmen zugunsten der 
Estaleiros Navais de Viana do Castelo S.A. 

Aufforderung zur Stellungnahme nach Artikel 108 Absatz 2 AEUV 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2013/C 95/07) 

Mit Schreiben vom 23. Januar 2013, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist, hat 
die Kommission Portugal von ihrem Beschluss in Kenntnis gesetzt, wegen der genannten Maßnahme das 
Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2 AEUV zu eröffnen. 

Alle Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Veröffentlichung dieser Zusammenfassung und des 
Schreibens zu der Maßnahme, die Gegenstand des von der Kommission eröffneten Verfahrens ist, Stellung 
nehmen. Die Stellungnahmen sind an folgende Anschrift zu richten: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Staatliche Beihilfen 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32-229-61242 
E-Mail stateaidgreffe@ec.europa.eu 

Alle Stellungnahmen werden Portugal übermittelt. Beteiligte, die eine Stellungnahme abgeben, können unter 
Angabe von Gründen schriftlich beantragen, dass ihre Identität nicht bekanntgegeben wird. 

ZUSAMMENFASSUNG 

VERFAHREN 

Am 3. Oktober 2012 übermittelte Portugal der Kommission 
informell eine Mitteilung über die Privatisierung der Werft Es
taleiros Navais de Viana do Castelo S.A. (im Folgenden „ENVC“). 
Die Kommission bat mit Schreiben vom 12. Oktober 2012 um 
zusätzliche Informationen zu den betreffenden Maßnahmen, die 
Portugal mit Schreiben vom 9. und 20. November 2012 vor
legte. Am 16. Oktober 2012 fand eine Telefonkonferenz und 
am 11. Dezember 2012 ein Treffen mit Vertretern der portu
giesischen Regierung statt. Portugal übermittelte mit Schreiben 
vom 28. Dezember 2012 und per E-Mail vom 18. Januar 2013 
weitere Auskünfte. 

BESCHREIBUNG DER MASSNAHMEN 

ENVC ist die größte portugiesische Werft, die über EMPORDEF, 
eine zu 100 % staatliche Holdinggesellschaft, vollständig im 
Staatseigentum steht. ENVC schreibt mindestens seit 2004 
große Verluste; so hat der Umsatz der Werft seit 2008/09 kon
stant abgenommen, und das Eigenkapital liegt seitdem im ne
gativen Bereich. 

ENVC wird derzeit privatisiert, indem 95 % des Aktienkapitals 
in zwei Phasen direkt veräußert werden: In der ersten Phase 
können alle interessierten Investoren ein unverbindliches Ange
bot abgeben, und in der zweiten Phase können dann aus
gewählte Investoren, die zuvor ein unverbindliches Angebot 
eingereicht hatten und für geeignet erklärt wurden, ein
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verbindliches Angebot abgeben. Zu den Auswahlkriterien der 
Investoren, die an der zweiten Phase teilnehmen dürfen, gehö
ren unter anderem der Prozentsatz der Aktien, die der Investor 
bereit ist zu erwerben, der gebotene Preis, die Vorlage eines 
strategischen Plans zur bestmöglichen Erhaltung der Humanres
sourcen sowie der Beitrag zur finanziellen und wirtschaftlichen 
Nachhaltigkeit von ENVC. 

Die Privatisierung von ENVC ist bereits weit fortgeschritten. 
Portugal erklärte, dass EMPORDEF mehr als 70 potenzielle In
vestoren ermittelt hat, von denen sechs unverbindliche Ange
bote abgegeben haben. Von den vier Investoren, die zur Teil
nahme an der zweiten Phase eingeladen worden waren, unter
breiteten drei verbindliche Angebote; jedoch wurden nur zwei 
dieser Investoren als geeignet angesehen. Die Regierung hatte 
ursprünglich geplant, den endgültigen Käufer bis Ende 2012 
auszuwählen. Allerdings teilte Portugal der Kommission mit 
Schreiben vom 28. Dezember 2012 und 18. Januar 2013 
mit, dass die beiden endgültigen Bieter darüber informiert wor
den seien, dass das Ergebnis des Privatisierungsvorhabens vom 
endgültigen Standpunkt der Kommission in dieser Angelegen
heit abhängig sei. Die Kommission nimmt somit – auch auf
grund der am 27. Dezember 2012 in der Presse erschienenen 
Information – an, dass im Hinblick auf die Auswahl des besten 
Angebots keine endgültige Entscheidung getroffen worden ist. 

ENVC könnten in den letzten Jahren entweder direkt vom Staat 
oder über den ENVC-Alleinaktionär EMPORDEF mehrere Bei
hilfen gewährt worden sein. In Rede stehen zahlreiche Darlehen 
zur Finanzierung der Betriebskosten, Patronatserklärungen zur 
Aufnahme von Krediten und Darlehen, Finanzhilfen für Schiff
bautätigkeiten und Ausbildungsmaßnahmen, eine Kapitalerhö
hung um 24,88 Mio. EUR sowie eine finanzielle Unterstützung 
für den Bau eines Schiffes. So gewährte EMPORDEF der Werft 
im Jahr 2012 – zu einem Zeitpunkt, zu dem ENVC höchst
wahrscheinlich in Schwierigkeiten steckte – mehrere Darlehen 
von mehr als 101 Mio. EUR, deren Zinssätze zwischen 2 % und 
8,451 % lagen. 

BEIHILFERECHTLICHE WÜRDIGUNG DER MASSNAHMEN 

Die Kommission ist beim derzeitigen Stand des Verfahrens der 
Auffassung, dass ENVC zum Zeitpunkt der Gewährung der bis
herigen Maßnahmen als Unternehmen in Schwierigkeiten im 
Sinne der Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen 
zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten ( 1 ) (im Folgenden „Leitlinien“) zu betrachten 
war. 

Die Kommission ist vorläufig der Auffassung, dass die bisheri
gen Maßnahmen staatliche Mittel beinhalteten, da sie entweder 
direkt vom Staat oder von der zu 100 % staatseigenen Holding
gesellschaft EMPORDEF gewährt wurden, deren Handlungen 
sich im Sinne des Urteils in der Rechtssache „Stardust Mari
ne“ ( 2 ) anhand von mittelbaren und unmittelbaren Beweisen 
dem Staat zurechnen lassen. 

Die in Rede stehenden Maßnahmen scheinen ENVC einen un
gerechtfertigten selektiven Vorteil verschafft zu haben. Trotz der 
nur in begrenztem Maße verfügbaren Informationen hält es die 
Kommission für unwahrscheinlich, dass ein marktwirtschaftlich 
handelnder Kapitalgeber der Werft angesichts ihrer Schwierig

keiten diese Unterstützung gewährt hätte. Ferner ist es wahr
scheinlich, dass die bisherigen Maßnahmen den Handel zwi
schen Mitgliedstaaten beeinträchtigt haben, da ENVC im Wett
bewerb mit Werften aus anderen Mitgliedstaaten der Europäi
schen Union und dem Rest der Welt steht. 

Da die bisherigen Maßnahmen voraussichtlich eine staatliche 
Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV darstellen, 
hat die Kommission geprüft, ob dem ersten Anschein nach in 
diesem Fall die im AEUV verankerten Kriterien für eine Verein
barkeit mit dem Binnenmarkt erfüllt sind. Da ENVC zu dem 
Zeitpunkt, zu dem die bisherigen Maßnahmen gewährt wurden, 
scheinbar als Unternehmen in Schwierigkeiten zu betrachten 
war, ist die Kommission zum gegenwärtigen Zeitpunkt der Auf
fassung, dass nur eine Freistellung nach Artikels 107 Absatz 3 
Buchstabe c AEUV denkbar wäre und insbesondere die Ret
tungs- und Umstrukturierungsleitlinien greifen würden. Aller
dings scheinen die in den RuU-Leitlinien festgelegten Voraus
setzungen im vorliegenden Fall nicht erfüllt zu sein. 

Aus den vorgenannten Gründen hat die Kommission beim der
zeitigen Stand des Verfahrens Zweifel an der Vereinbarkeit der 
bisherigen Maßnahmen zugunsten von ENVC mit dem Binnen
markt. Sie hat daher beschlossen, in dieser Sache das förmliche 
Prüfverfahren zu eröffnen. 

Nach Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates 
können alle rechtswidrigen Beihilfen vom Empfänger zurück
gefordert werden. 

GEPLANTE MASSNAHMEN IM ZUSAMMENHANG MIT DER 
PRIVATISIERUNG VON ENVC 

Darüber hinaus hat die Kommission erfahren, dass Portugal im 
Rahmen der Privatisierung von ENVC weitere Maßnahmen zu
gunsten der Werft plant. Portugal räumt ein, dass die genaue 
Art und der Umfang dieser Maßnahmen noch unklar seien, da 
dies von den verbindlichen Kaufangeboten und den Preisbedin
gungen der Angebote abhänge. 

Auch wenn die im Rahmen der Privatisierung von ENVC vor
gesehenen Maßnahmen nicht Gegenstand dieses Beschlusses 
sind, hält es die Kommission für wahrscheinlich, dass diese 
Maßnahmen, wenn sie letztendlich umgesetzt werden, ange
sichts ihrer Art und der wirtschaftlichen Situation von ENVC 
ein Beihilfeelement enthalten werden. 

Die Kommission stellt ferner fest, dass die Privatisierung voraus
sichtlich nicht im Wege einer bedingungsfreien Ausschreibung 
stattfinden wird, in deren Rahmen das Unternehmen an den 
Meistbietenden verkauft würde, was die beste Möglichkeit wäre, 
um das Risiko eines Beihilfentatbestands so gering wie möglich 
zu halten. Da die Veräußerung an eine Reihe von Bedingungen 
geknüpft ist, ist die Kommission beim derzeitigen Stand des 
Verfahrens nicht in der Lage, das Vorliegen einer staatlichen 
Beihilfe zugunsten des künftigen Käufers von ENVC auszuschlie
ßen. 

In diesem Zusammenhang möchte die Kommission Portugal an 
die aufschiebende Wirkung des Artikels 108 Absatz 3 AEUV 
erinnern. Portugal sollte die geplanten Maßnahmen nicht ohne 
vorherige Genehmigung durch die Kommission durchführen.
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( 1 ) ABl. C 244 vom 1.10.2004, S. 2. 
( 2 ) Urteil des Gerichtshofs vom 16. Mai 2002, Französische Republik/ 

Kommission (Stardust Marine), C-482/99, Slg. 2002, I-4397.



WORTLAUT DES SCHREIBENS 

„A Comissão informa Portugal de que, após análise das infor
mações apresentadas pelas autoridades portuguesas no que se 
refere às medidas referidas supra, decidiu dar início ao procedi
mento previsto no artigo 108. o , n. o 2, do Tratado sobre o 
Funcionamento da União Europeia. 

1. PROCEDIMENTO 

(1) Por correio eletrónico de 3 de outubro de 2012, as auto
ridades portuguesas apresentaram informalmente à Comis
são um breve memorando sobre as medidas estatais que 
procuram maximizar as receitas provenientes da privatiza
ção da empresa Estaleiros Navais de Viana do Castelo S.A. 
(a seguir designada «ENVC»). Com base nas informações 
fornecidas, a Comissão decidiu dar início a um processo ex 
officio em 5 de outubro de 2012, registado com o número 
SA.35546 (2012/CP). Portugal foi informado do início do 
processo por carta de 11 de outubro de 2012. 

(2) A Comissão solicitou informações suplementares por carta 
de 12 de outubro de 2012, a que Portugal respondeu por 
correio eletrónico de 9 de novembro de 2012 e carta de 
20 de novembro de 2012. Com base nessas informações, 
afigurou-se que a ENVC beneficiou no passado de uma 
série de medidas que poderão constituir um auxílio estatal. 
Em 16 de outubro de 2012, foi realizada uma conferência 
telefónica com as autoridades portuguesas. A pedido das 
autoridades portuguesas, foi efetuada uma reunião entre a 
Comissão e as autoridades portuguesas em 11 de dezem
bro de 2012. Por carta de 28 de dezembro de 2012 e por 
correio eletrónico enviado no dia 18 de janeiro de 2013, 
Portugal apresentou informações suplementares. 

2. ANTECEDENTES 

2.1. O beneficiário 

(3) A ENVC é o maior estaleiro de construção naval portu
guês. Fundada em 1944, a empresa foi nacionalizada em 
1975. Atualmente é detida no total pelo Estado através da 
Empordef, uma sociedade gestora de participações sociais 
(holding) detida em 100 % pelo Estado, que controla uma 
série de empresas públicas (a seguir designadas «EP») no 
setor da defesa. O capital social da ENVC ascende a 29,88 
milhões de euros. Não tem filiais e detém participações 
muito pequenas em duas outras empresas ( 1 ). 

(4) A ENVC emprega atualmente cerca de 638 trabalhadores, 
sendo o único estaleiro em Portugal com capacidade para 
construir navios de guerra ( 2 ). No momento, a carteira de 
construção naval da ENVC está limitada à construção de 

dois asfalteiros encomendados por Petróleos de Venezuela 
S.A. e aos acabamentos de dois patrulhas oceânicos da 
marinha portuguesa. 

(5) A empresa opera atualmente em terrenos sob concessão. 
Esta concessão foi inicialmente atribuída à ENVC em 1946 
e posteriormente alterada em 1948, 1949 e 1974. Em 
1989, a área de concessão foi alargada até à sua dimensão 
atual e a duração – inicialmente até 2006 – foi prorrogada 
até 2031 ( 3 ). Está atualmente a ser analisado um alarga
mento do âmbito e da duração da concessão […] (*). 

2.2. O processo de privatização 

(6) A ENVC está atualmente em fase de privatização e o pro
cesso – que não é abrangido pelo Memorando de Enten
dimento sobre as Condicionalidades de Política Económica 
Específica assinado entre Portugal e a Comissão, o Fundo 
Monetário Internacional e o Banco Central Europeu – está 
muito avançado. A privatização será realizada no quadro 
da legislação portuguesa em matéria de privatizações ( 4 ). 

(7) As regras específicas que regem o processo de privatização, 
ou seja, o Decreto-Lei n. o 186/2012 e a Resolução do 
Conselho de Ministros n. o 73/2012, foram publicadas no 
Diário da República em 13 e 29 de agosto de 2012, 
respetivamente ( 5 ). 

(8) A Resolução do Conselho de Ministros n. o 73/2012 escla
rece que a privatização deve ser realizada através de venda 
direta – e não por concurso - até 95 % do capital social da 
ENVC. Estipula ainda que a venda de ações será efetuada 
em duas fases: i) uma fase preliminar aberta a todos os 
investidores interessados para a apresentação de propostas 
não vinculativas, a fim de apreciar a sua elegibilidade, e ii) 
uma 2. a fase para a apresentação de propostas vinculativas 
aberta a um número selecionado de investidores que pre
viamente apresentaram propostas não vinculativas e foram 
considerados elegíveis. 

(9) A Resolução do Conselho de Ministros n. o 73/2012 esta
belece igualmente que os restantes 5 % do capital social da 
ENVC serão vendidos aos seus trabalhadores através de 
uma oferta pública de venda, a efetuar em simultâneo 
ou em momento posterior ao da venda direta de uma 
percentagem máxima de 95 % do capital social da ENVC. 
Esta oferta pública de venda será sujeita a um regime 
simplificado. As ações serão vendidas aos trabalhadores a 
um preço a desconto que será determinado pelo Governo. 
A ENVC não se tornará numa sociedade anónima e as suas 
ações não serão cotadas.
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( 1 ) A ENVC detém uma participação de 0,19 % em ENVC – Sociedade 
Imobiliária S.A. e uma participação de 1 % em Oficina Inovação S.A. 

( 2 ) Com base nas informações fornecidas por Portugal, afigura-se que a 
capacidade em termos de mão-de-obra dedicada à construção de 
navios para fins militares atingiu um pico em 2005 com 33 % da 
atividade total da ENVC (incluindo construção, reparação, etc.). Entre 
2006 e 2011, a capacidade média dedicada à construção militar foi 
de aproximadamente 11 %, caindo para zero em 2012, devido ao 
cancelamento de uma encomenda do exército português para cons
truir navios de guerra. 

( 3 ) O acordo relativo à concessão foi igualmente alterado em 2005 e 
2007 para permitir à ENVC fazer uma subconcessão de parte dos 
terrenos para a fabricação de geradores eólicos. 

(*) Informações abrangidas pela obrigação de sigilo profissional. 
( 4 ) Lei Quadro das Privatizações, aprovada pela Lei n. o 11/90, de 5 de 

abril de 1990, e republicada pela Lei n. o 50/2011 de 13 de setem
bro de 2011. Tendo em conta o facto de a ENVC ter sido nacio
nalizada em 1975, a atual operação é, juridicamente falando, uma 
reprivatização. 

( 5 ) Diário da República n. o 156 de 13.8.2012, p. 4364, e Diário da 
República n. o 167 de 29.8.2012, p. 4838, respetivamente.



(10) Com base no artigo 4. o do Decreto-Lei n o 186/2012, os 
critérios de seleção das propostas não vinculativas e para 
estabelecer a lista restrita de investidores potenciais convi
dados a apresentar propostas vinculativas e a participar na 
2. a fase do processo são os seguintes: 

(i) a percentagem de ações que o investidor está disposto 
a comprar e o preço oferecido pelas ações; 

(ii) a apresentação de um projeto estratégico que maxi
mize a manutenção dos recursos humanos da ENVC, 
bem como a promoção da concorrência do setor da 
construção e reparação naval e o desenvolvimento da 
economia nacional; 

(iii) a contribuição para a sustentabilidade económico-fi
nanceira da ENVC; 

(iv) a ausência ou mitigação de condicionalidades jurídicas, 
laborais ou económico-financeiras para a venda direta 
das ações, designadamente o prazo e as condições de 
pagamento; e 

(v) a idoneidade, capacidade financeira e técnica e as ga
rantias prestadas em relação aos critérios supramen
cionados. 

(11) Para além dos critérios definidos no Decreto-Lei 
n. o 186/2012, o artigo 5. o da Resolução do Conselho de 
Ministros n. o 73/2012 prevê que o investidor selecionado 
deve estar em condições de proteger os interesses patrimo
niais do Estado português, nomeadamente no que respeita 
aos fluxos financeiros decorrentes da venda direta, e de 
contribuir para a manutenção da identidade empresarial 
da ENVC e do seu património. Além disso, o artigo 1. o , 
n. o 4, da Resolução do Conselho de Ministros n. o 73/2012 
prevê que a ENVC pode ser objeto de atos e medidas com 
vista à sua reestruturação económica e financeira durante o 
processo de privatização. 

(12) Segundo Portugal, foram identificados mais de 70 poten
ciais investidores pela Empordef e o seu consultor finan
ceiro. Aos investidores selecionados foi dada a oportuni
dade de proceder às devidas diligências a partir de 7 de 
setembro de 2012. De acordo com as informações facul
tadas por Portugal, afigura-se que seis investidores apresen
taram propostas não vinculativas, duas das quais foram 
rejeitadas por não serem conformes ao modelo de priva
tização ( 1 ). Por conseguinte, apenas foram convidados qua
tro investidores para a 2. a fase ( 2 ). Três investidores apre
sentaram propostas vinculativas dentro do prazo de 5 de 
novembro de 2012, mas só dois foram considerados ele
gíveis: Rio Nave Serviços Navais do Brasil e JSC River Sea 
Industrial Trading da Rússia ( 3 ). 

(13) Com base nas informações publicamente disponíveis na 
imprensa – não confirmadas por Portugal –, as propostas 
são inferiores a 10 milhões de euros, ou seja, menos de 
um terço do capital social de 30 milhões de euros da 
ENVC, e incluem um compromisso no sentido de manter 
todos os postos de trabalho, assumindo o Estado todos os 
passivos da ENVC estimados na ordem dos 260 milhões 
de euros ( 4 ). 

(14) Portugal explicou que, em 8 de novembro de 2012, a 
Empordef publicou um relatório sobre as propostas apre
sentadas, seguido de um outro relatório da comissão de 
privatização em 13 de novembro de 2012. Após essa data, 
a seleção do investidor e a aprovação do contrato de 
aquisição ocorrerá através de uma Resolução do Conselho 
de Ministros. 

(15) Embora a intenção inicial de Portugal fosse escolher o 
investidor antes do final de 2012, através das comunica
ções de 28 de dezembro de 2012 e de 18 de janeiro de 
2013, Portugal explicou que os dois proponentes finais 
tinham sido informados de que o resultado do processo 
de privatização estava condicionado pela posição da Co
missão nessa matéria. A Comissão entende, assim, que não 
foi tomada nenhuma decisão final no que respeita à sele
ção da melhor proposta ( 5 ) 

3. DESCRIÇÃO DAS MEDIDAS 

(16) Com base nas informações fornecidas por Portugal no 
contexto da privatização, afigura-se que a ENVC pode ter 
beneficiado de diversas medidas de auxílio no passado. 
Algumas dessas medidas parecem ter sido prestadas pela 
Empordef ou pela Direção-Geral do Tesouro e Finanças, a 
fim de cobrir os custos de operação e/ou os prejuízos da 
ENVC entre 2006 e 2012, num total superior a 181 
milhões de euros. As medidas são resumidas no quadro 1. 

Quadro 1: Medidas anteriores concedidas para cobrir os 
custos de operação e/ou os prejuízos da ENVC 

Ano Medida Prestador Montante (em EUR) 

2012 Empréstimos 
remunerados para 
cobrir custos de 
operação 

Empordef 101 088 928,79 

2006 Aumento de 
capital da ENVC 

Empordef 24 875 000 

— Empréstimos 
concedidos em 
2006, 2008, 
2010 e 2011, 
para fazer face a 
custos de 
operação 

Direção-Geral 
do Tesouro e 

Finanças 

56 000 000
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( 1 ) Um deles (o Consórcio Luso-Alemão AMAL Construções Metálicas 
S.A. / MPC Münchmeyer Petersen Marine GmbH) estava interessado 
em obter uma concessão para explorar as instalações da ENVC, mas 
não em adquirir as ações. O outro proponente (a empresa americana 
Tradequip Services & Marine Inc.) tinha em vista a aquisição de 
todos os ativos da ENVC e não de 95 % do capital social. Nenhum 
deles apresentou uma proposta indicativa. 

( 2 ) Designadamente Rio Nave Serviços Navais Ltda do Brasil, JSC River 
Sea Industrial Trading da Rússia, Volstad Maritime AS da Noruega e 
Atlanticeagle Shipbuilding Lda de Portugal. 

( 3 ) Embora Volstad Maritime tenha apresentado uma proposta vincula
tiva em 5 de novembro de 2012, foi desqualificado por tê-la apre
sentado após a data-limite das 10 horas da manhã. 

( 4 ) Ver http://www.jornaldenegocios.pt/home.php?template= 
SHOWNEWS_V2&id=588135 e http://www.publico.pt/Economia/ 
ministerio-da-defesa-recebeu-tres-propostas-para-compra-de- 
estaleiros-de-viana-do-castelo-1570108. 

( 5 ) Esta interpretação é corroborada pela informação divulgada na im
prensa em 27 de dezembro de 2012, ver http://www.publico.pt/ 
economia/noticia/governo-adia-a-venda-dos-estaleiros-de-viana- 
1578775. Segundo a imprensa, as autoridades portuguesas tencio
nam tomar uma decisão final «nas próximas semanas».

http://www.jornaldenegocios.pt/home.php?template=SHOWNEWS_V2&id=588135
http://www.jornaldenegocios.pt/home.php?template=SHOWNEWS_V2&id=588135
http://www.publico.pt/Economia/ministerio-da-defesa-recebeu-tres-propostas-para-compra-de-estaleiros-de-viana-do-castelo-1570108
http://www.publico.pt/Economia/ministerio-da-defesa-recebeu-tres-propostas-para-compra-de-estaleiros-de-viana-do-castelo-1570108
http://www.publico.pt/Economia/ministerio-da-defesa-recebeu-tres-propostas-para-compra-de-estaleiros-de-viana-do-castelo-1570108
http://www.publico.pt/economia/noticia/governo-adia-a-venda-dos-estaleiros-de-viana-1578775
http://www.publico.pt/economia/noticia/governo-adia-a-venda-dos-estaleiros-de-viana-1578775
http://www.publico.pt/economia/noticia/governo-adia-a-venda-dos-estaleiros-de-viana-1578775


(17) Com base nas informações facultadas por Portugal, afigu
ra-se que, em 2012, vários bancos deixaram de conceder 
empréstimos à ENVC e apenas estavam dispostos a fazê-lo 
em relação à Empordef. Consequentemente, e a fim de 
garantir a continuação da atividade da ENVC, a Empordef 
– como único acionista – forneceu apoio financeiro à 
ENVC sob a forma de múltiplos empréstimos remunerados 
que ascendem a um total de 101 088 928,79 euros. Por
tugal explica que estes empréstimos foram concedidos para 
cobrir os custos de operação e para assegurar o refinan
ciamento de empréstimos bancários existentes. As taxas de 
juro aplicáveis dependem dos contratos e variam entre 2 % 
para um empréstimo de […] milhões de euros e 8,451 % 
para um empréstimo de […] milhões de euros. Portugal 
alega que as taxas de juro refletem as taxas de juro ban
cárias aplicáveis aos empréstimos subjacentes à Empordef. 

(18) Em 2006, a Empordef realizou um aumento do capital da 
ENVC de 24,875 milhões de euros. Portugal observa que 
este aumento de capital foi, alegadamente, necessário para 
cumprir o disposto no artigo 35. o do Código das Socie
dades Comerciais português, sendo as alternativas uma 
redução do capital da ENVC ou a liquidação da empre
sa ( 1 ). 

(19) Por último, em 2006, 2008, 2010 e 2011, a ENVC obteve 
um montante total de 56 milhões de euros concedidos 
pela Direção-Geral do Tesouro e Finanças sob a forma 
de vários acordos de concessão de empréstimo. Portugal 
afirma que as taxas de juro aplicáveis foram a EURIBOR 
mais um spread variável em função do contrato. Tais em
préstimos foram aparentemente concedidos para cobrir 
anteriores passivos financeiros pendentes e necessidades 
de tesouraria para fazer face a custos de operação. 

(20) Portugal também forneceu informações sobre uma série de 
outras medidas alegadamente concedidas à ENVC no pas
sado, por razões incertas. As medidas são resumidas no 
quadro 2. 

Quadro 2: Outras medidas anteriores concedidas à ENVC 

Ano Medida Prestador Montante (em EUR) 

2012 Cartas de crédito 
irrevogáveis para a 
construção de […] 

Caixa Geral de 
Depósitos 

(«CGD») ( 1 ) + 
Empordef 

128 900 000 (*) 

2011 Carta de conforto 
para um 
empréstimo 
concedido pelo 
Banco Comercial 
Português (BCP) 

Empordef 400 000 

" Carta de conforto 
para um 
empréstimo 
concedido pelo 
BCP 

Empordef 990 000 

Ano Medida Prestador Montante (em EUR) 

2010 Carta de conforto 
para um 
empréstimo 
concedido pelo 
BCP 

Empordef 5 000 000 

" Carta de conforto 
para letras de 
crédito pela CGD 

Empordef 12 890 000 

" Carta de conforto 
para um 
empréstimo 
concedido pelo 
BCP 

Empordef 12 500 000 

2009 Carta de conforto 
para um 
empréstimo 
renovável pelo 
Banco Espírito 
Santo (BES) 

Empordef 4 500 000 

" Carta de conforto 
para um 
empréstimo 
renovável pela 
CGD 

Empordef 15 000 000 

2008 Carta ao BCP 
(finalidade 
indeterminada) 

Empordef Indeterminado (*) 

2007 Carta de conforto 
para um 
empréstimo 
renovável pela 
CGD 

Empordef 5 000 000 

— Auxílios à 
construção naval, 
2000-2007 

Direção-Geral 
do Tesouro e 

Finanças 

27 129 933,21 (*) 

— Auxílio à 
formação 
profissional, 
2000-2007 

Direção-Geral 
do Tesouro e 

Finanças 

257 791 (*) 

— Construção do 
navio Atlântida 

40 000 000 (*) 

( 1 ) A CGD é detida em 100 % pelo Estado português. 
(*) A confirmar e/ou clarificar 

(21) Em 2012, a ENVC celebrou um contrato com a Petróleos 
de Venezuela S.A., uma empresa detida pelo Estado vene
zuelano, para a construção de dois asfalteiros. O valor do 
contrato para cada navio era de 64,45 milhões de euros, 
totalizando 128,9 milhões de euros. Os adiantamentos 
pagos à ENVC para ambos os asfalteiros foram sujeitos a 
Cartas de crédito irrevogáveis da CGD, que emitiu essas 
cartas de crédito com base nas cartas de conforto emitidas 
pela Empordef. 

(22) Portugal explica ainda que a Empordef emitiu numerosas 
outras cartas de conforto e garantias em apoio de acordos 
de financiamento entre a ENVC e bancos comerciais (ver 
quadro 2). Não foram fornecidos quaisquer pormenores 
adicionais.
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clarificado durante o procedimento formal de investigação.



(23) De acordo com as informações disponíveis, afigura-se que, 
entre 2000 e 2007, a ENVC pode ter recebido subvenções 
estatais para atividades de construção naval no montante 
de 27 129 933,21 euros. Este montante corresponde a 
múltiplas subvenções não reembolsáveis para a construção 
de navios e petroleiros que, segundo Portugal, foram pres
tados de acordo com o Decreto-Lei 296/89 que imple
menta a Directiva n. o 87/167/CEE, do Conselho das Co
munidades Europeias, de 26 de janeiro de 1987, relativa a 
auxílios à construção naval ( 1 ). A ENVC pode também ter 
recebido auxílio financeiro para formação profissional no 
montante de EUR 257.791, alegadamente concedida no 
âmbito do Programa Operacional Emprego, Formação e 
Desenvolvimento Social (POEFDS), patrocinado pelo 
Fundo Social Europeu. 

(24) Em relação ao navio Atlântida, Portugal explica que a sua 
construção foi adjudicada à ENVC por negociação direta 
com a Atlanticonline, a empresa pública responsável pelo 
transporte oceânico nos Açores. O valor inicial do con
trato para o navio Atlântida era de 40 milhões de euros, 
tendo aumentado, subsequentemente, para [45 – 50] mi
lhões de euros. 

(25) Em data desconhecida, a Atlanticonline rescindiu o seu 
contrato com a ENVC, alegando que o Atlântida não con
seguia atingir a velocidade estipulada. Em conformidade 
com acordo de rescisão, a ENVC teve de reembolsar à 
Atlanticonline 40 milhões de euros. Afigura-se que a 
ENVC reembolsou 33 milhões de euros, continuando pen
dentes os restantes 7 milhões de euros acrescidos de juros. 
Além disso, em junho de 2012, Portugal forneceu expli
cações pouco claras sobre o valor de mercado do navio 
Atlântida, que alegadamente ascendeu a [25 – 35] milhões 
de euros. 

4. OBSERVAÇÕES DE PORTUGAL 

(26) No que respeita à situação económica da ENVC, Portugal 
admite que a ENVC deve ser considerada uma empresa em 
dificuldade na aceção das Orientações comunitárias relati
vas aos auxílios estatais de emergência e à reestruturação 
de empresas em dificuldade ( 2 ) (a seguir designadas «Orien
tações E&R»), uma vez que está atualmente a operar muito 
abaixo da sua capacidade máxima e revela um nível cres
cente dos prejuízos, uma diminuição do volume de negó
cios, uma redução da margem bruta de autofinanciamento, 
um endividamento crescente e um enfraquecimento do 
valor do ativo líquido. 

(27) Portugal considera que as medidas anteriores concedidas à 
ENVC não constituem auxílios estatais. No entanto, Portu
gal apresentou muito poucos pormenores sobre as medi
das e explicações muito sucintas sobre por que razão as 
mesmas não implicam um auxílio estatal à ENVC. No 
essencial, Portugal argumenta que o financiamento foi con
cedido em condições de mercado e com um retorno que 
seria satisfatório para um acionista privado que opera em 
condições de mercado prevalecentes. 

(28) Portugal alega igualmente que a Empordef, enquanto único 
acionista da ENVC, e, em última instância, o Estado, en

quanto único acionista da Empordef, são, de qualquer 
modo, responsáveis, em última instância, pelas decisões 
de gestão da ENVC e, dessa forma, também pelas obriga
ções da ENVC. Estas incluem o pagamento de dívidas 
pendentes (incluindo as decorrentes de contratos de cons
trução), as aquisições de inputs para a produção e contratos 
de empréstimo com bancos. 

(29) No que respeita à construção do navio Atlântida (ver con
siderandos 24 e 25), Portugal mantém que não há quais
quer razões para considerar que o preço a pagar à ENVC 
era superior às condições de mercado. Portugal alega ainda 
que os custos de construção desse navio para a ENVC 
superaram o valor do contrato e que a ENVC irá muito 
provavelmente ser forçada a vendê-lo por menos que o 
custo de construção. 

(30) Portugal sustém, em especial, que a decisão da Empordef 
de prestar apoio financeiro à ENVC sob a forma de em
préstimos remunerados em 2012 (ver considerando 17) 
parece ser uma decisão que teria sido tomada por um 
investidor privado em condições de mercado similares ao 
considerar as opções de liquidação, reestruturação ou ven
da. Portugal acrescenta que os empréstimos foram conce
didos à ENVC para cobrir os custos de operação e para 
assegurar o refinanciamento de empréstimos bancários 
existentes, tendo já em vista o cenário de privatização. 
Portugal considera, por conseguinte, que o financiamento 
foi concedido em condições de mercado e com um re
torno que seria satisfatório para um acionista privado que 
opera em condições de mercado prevalecentes e que não 
constitui um auxílio estatal. De qualquer modo, Portugal 
acrescenta que se a Empordef tivesse de assumir essa dívi
da, de forma a assegurar que a ENVC é privatizada isenta 
de dívidas, então esse apoio devia ser considerado como 
um auxílio à privatização. 

(31) Em relação ao aumento de capital de 2006 (ver conside
rando 18), Portugal argumenta que a Empordef decidiu 
aumentar o capital da ENVC para garantir o respeito dos 
compromissos financeiros e comerciais em curso. Portugal 
considera que, na altura, tendo em conta as perspetivas de 
continuação das atividades da ENVC e as circunstâncias 
pertinentes, parecia uma opção razoável que qualquer in
vestidor privado teria provavelmente tomado. 

(32) No que respeita ao financiamento concedido pela Direção- 
-Geral do Tesouro e Finanças à ENVC (ver considerando 
19), Portugal considera que tal não implica qualquer van
tagem direta ou auxílio à ENVC, uma vez que foi conce
dido em condições de mercado e com um retorno que 
seria satisfatório para um único acionista indireto que 
opera em condições de mercado prevalecentes, tendo em 
conta o volume da carteira de construção da ENVC. 

5. APRECIAÇÃO 

(33) Como ponto preliminar, a presente decisão analisa se a 
ENVC tem de ser considerada como uma empresa em 
dificuldade (ver secção 5.1). Subsequentemente, a Comis
são examinará se as medidas acima descritas na secção 3 
constituem um auxílio estatal à ENVC, na aceção do ar
tigo 107. o , n. o 1, do TFUE (ver secção 5.2). Atendendo ao 
facto de as medidas terem sido tomadas sem nunca terem 
sido notificadas à Comissão, a Comissão nota que essas
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( 1 ) JO L 69 de 12.3.1987, p. 55. Esta Directiva deixou de produzir 
efeitos a 31 de dezembro de 1990 (vd. artigo 13. o ). 

( 2 ) JO C 244 de 1.10.2004, p. 2.



medidas têm de ser consideradas como auxílio ilegal (sec
ção 5.3), pelo que irá proceder a uma apreciação prelimi
nar da compatibilidade das medidas com o mercado in
terno (secção 5.4). 

5.1. Dificuldades da ENVC 

(34) Portugal parece admitir que a ENVC deve ser considerada 
uma empresa em dificuldade na aceção das Orientações 
E&R. No entanto, tendo em conta o argumento das auto
ridades portuguesas segundo o qual as medidas anteriores 
estão em conformidade com o princípio do operador 
numa economia de mercado, a Comissão considera neces
sário examinar se a ENVC poderia ser considerada como 
uma empresa em dificuldade na altura em que as medidas 
foram tomadas. 

(35) Nos termos do ponto 9 das Orientações E&R, a Comissão 
considera que uma empresa se encontra em dificuldade 
quando é incapaz, com os seus próprios recursos financei
ros ou com os recursos que os seus proprietários/acionis
tas e credores estão dispostos a conceder-lhe, de suportar 
prejuízos que a condenam, na ausência de uma interven
ção externa dos poderes públicos, ao desaparecimento eco
nómico quase certo a curto ou médio prazo. 

(36) Subsequentemente, o ponto 10 das Orientações E&R es
clarece que uma sociedade de responsabilidade limitada é 
considerada em dificuldade se mais de metade do seu 
capital subscrito tiver desaparecido e mais de um quarto 
desse capital tiver sido perdido durante os últimos 12 
meses, ou se preencher nos termos do direito nacional 
as condições para ser objeto de um processo de falência 
ou de insolvência. 

(37) O ponto 11 das Orientações E&R acrescenta que, ainda 
que nenhuma das condições referidas no ponto 10 esteja 
preenchida, uma empresa pode ser considerada em dificul
dade, designadamente se as características habituais de uma 
empresa em dificuldade se manifestarem, como, por exem
plo, o nível crescente dos prejuízos, a diminuição do vo
lume de negócios, o aumento das existências, a capacidade 
excedentária, a redução da margem bruta de autofinancia
mento, o endividamento crescente, a progressão dos en
cargos financeiros e o enfraquecimento ou desapareci
mento do valor do ativo líquido. 

(38) A Comissão assinala que a ENVC é uma sociedade de 
responsabilidade limitada que tem registado continua
mente prejuízos significativos desde, pelo menos, 2000 
(ver quadro 3): 

Quadro 3: Resultados líquidos da ENVC desde 2000 até 
30 de junho de 2012 ( 1 ) 

Resultados líquidos (em milhões de EUR) 

2000 – 2,72 

2001 – 4,98 

Resultados líquidos (em milhões de EUR) 

2002 – 11,12 

2003 – 26,87 

2004 – 27,02 

2005 – 14,38 

2006 – 5,26 

2007 – 8,04 

2008 – 12,07 

2009 – 22,26 

2010 – 41,90 

2011 – 22,70 

30 de junho de 
2012 

– [5 – 10] 

(39) Para além dos prejuízos significativos da ENVC, que cons
tituem uma primeira indicação das dificuldades da empre
sa, afigura-se também que estão presentes alguns dos ou
tros sinais habituais de uma empresa em dificuldade. Por 
exemplo, o volume de negócios da ENVC tem vindo a 
diminuir constantemente desde, pelo menos, 2008, pas
sando de 129,62 milhões de euros nesse ano para 55,58 
milhões de euros em 2009, 20,22 milhões de euros em 
2010, 15,11 milhões de euros em 2011 e [3 – 5] milhões 
de euros para o ano até 30 de junho de 2012. 

(40) Com base nas informações fornecidas pelas autoridades 
portuguesas, afigura-se também que a ENVC tem tido 
um capital próprio negativo desde, pelo menos, 2009: 
-25,62 milhões de euros em 2009, -74,49 milhões de 
euros em 2010 e -124,22 milhões de euros em 2011 ( 2 ). 
Em 30 de junho de 2012, a ENVC tem um capital próprio 
negativo acima de [135 – 145] milhões de euros. Segundo 
Portugal, uma vez que este capital próprio negativo repre
senta mais de metade do capital social da ENVC, requer-se 
o respeito do disposto no artigo 35. o do Código das So
ciedades Comerciais português ( 3 ). Tal parece sugerir que a 
ENVC preenche os critérios estabelecidos na legislação na
cional para ser objeto de um processo de falência ou de 
insolvência.
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( 1 ) Fonte: contas anuais da Empordef para 2006, 2007 e 2008 (dispo
níveis em http://www.empordef.pt/main.html), contas anuais da 
ENVC para 2001, 2002, 2003, 2009, 2010, 2011, e resultados 
semestrais para 2012. 

( 2 ) De acordo com as contas da ENVC para 2001, 2002 e 2003, 
afigura-se que o total do capital próprio da ENVC foi também 
negativo em 2000 (-5,99 milhões de euros), 2001 (-10,97 milhões 
de euros), 2002 (-22,09 milhões de euros) e 2003 (-48,97 milhões 
de euros). 

( 3 ) «Resultando das contas de exercício ou de contas intercalares, tal 
como elaboradas pelo órgão de administração, que metade do capi
tal social se encontra perdido, ou havendo em qualquer momento 
fundadas razões para admitir que essa perda se verifica, devem os 
gerentes convocar de imediato a assembleia geral ou os administra
dores requerer prontamente a convocação da mesma, a fim de nela 
se informar os sócios da situação e de estes tomarem as medidas 
julgadas convenientes. […] Do aviso convocatório da assembleia 
geral constarão, pelo menos, os seguintes assuntos para deliberação 
pelos sócios: a) A dissolução da sociedade; b) A redução do capital 
social para montante não inferior ao capital próprio da sociedade, 
com respeito, se for o caso, do disposto no n. o 1 do artigo 96. o ; c) 
A realização pelos sócios de entradas para reforço da cobertura do 
capital».

http://www.empordef.pt/main.html


(41) Face ao exposto e com base nas informações disponíveis, a 
Comissão é, na presente fase, de opinião que a ENVC 
poderia ser considerada como uma empresa em dificuldade 
na aceção das Orientações E&R na altura em que as me
didas foram concedidas no passado. 

5.2. Existência de um auxílio estatal 

(42) Nos termos do artigo 107. o , n. o 1, do TFUE, são incom
patíveis com o mercado interno, na medida em que afetem 
as trocas comerciais entre os Estados-Membros, os auxílios 
concedidos pelos Estados ou provenientes de recursos es
tatais, independentemente da forma que assumam, que 
falseiem ou ameacem falsear a concorrência, favorecendo 
certas empresas ou certas produções. 

(43) A fim de concluir se se trata de um auxílio estatal, há que 
avaliar, por conseguinte, se os critérios cumulativos lista
dos no artigo 107. o , n. o 1, do TFUE (ou seja, transferência 
de recursos estatais, vantagem seletiva, potencial distorção 
da concorrência e afetação das trocas comerciais intra-UE) 
são cumpridos para as medidas identificadas. 

5.2.1. Recursos estatais 

(44) A Comissão recebeu informações limitadas sobre as medi
das anteriores (ver secção 3), nomeadamente no que res
peita aos pormenores sobre as taxas de juro dos emprés
timos, às condições da injeção de capital, à natureza exata 
das cartas de conforto, etc. 

(45) Com base nas informações disponíveis, a Comissão consi
dera, a título preliminar, que as medidas anteriores envol
vem recursos estatais, uma vez que foram prestadas dire
tamente pela Direção-Geral do Tesouro e Finanças ou pela 
Empordef, uma holding detida em 100 % pelo Estado. 

(46) Em relação à Empordef, a Comissão é, na presente fase, de 
opinião que as suas decisões são imputáveis ao Estado 
português na aceção do acórdão Stardust Marine ( 1 ). 
Como prova direta da imputabilidade, a Comissão nota 
que o Estado é o único acionista da Empordef e observa 
que o presidente da Empordef e os seus vogais executivos 
são nomeados diretamente pelo Ministério da Defesa Na
cional ( 2 ). 

(47) Para além do acima exposto, as regras que regem a priva
tização da ENVC (ver considerando 7) indicam claramente 
que a decisão final deve ser tomada pelo Governo portu
guês e não pela Empordef. Em termos de prova indireta, a 
Comissão observa que, em 4 de janeiro de 2012, o Mi
nistério da Defesa Nacional emitiu um comunicado de 
imprensa em que se afirma o seguinte: «no passado dia 
2 de julho de 2011 o Ministério da Defesa Nacional decidiu 
suspender o desmantelamento dos Estaleiros Navais de Viana do 
Castelo [ENVC]. Em agosto, o Ministério da Defesa Nacional 
mandatou a nova administração da Empordef para que fosse 

encontrada uma solução que evitasse esse desmantelamento e 
encerramento da ENVC» ( 3 ). Além disso, em múltiplas oca
siões o ministro da Defesa Nacional anunciou publica
mente as medidas a tomar no que se refere ao processo 
de privatização da ENVC ( 4 ). 

(48) À luz do acima exposto, a Comissão considera, nesta fase, 
que as ações da Empordef são imputáveis ao Estado e que 
as medidas anteriores implicaram a utilização de recursos 
estatais. 

5.2.2. Vantagem seletiva 

(49) Quanto à questão de saber se as medidas anteriores pro
porcionaram à ENVC uma vantagem seletiva, a Comissão 
é, na presente fase, de opinião que tal não é o caso. Apesar 
da limitada informação disponível, a Comissão considera 
pouco provável que um operador privado racional tivesse 
prestado à ENVC medidas como as mencionadas na secção 
3. Com efeito, atendendo às dificuldades da ENVC no 
momento relevante (ver secção 5.1), parece pouco prová
vel que um operador racional do mercado privado, que 
opera em condições de mercado, tivesse concedido um tal 
financiamento a uma empresa como a ENVC, que tem 
vindo a acumular fortemente prejuízos desde, pelo menos, 
2000 (ver quadro 3). 

(50) Nessa base, a Comissão conclui, na presente fase, que as 
medidas anteriores proporcionaram uma vantagem à 
ENVC. A vantagem seria de natureza seletiva, uma vez 
que o seu único beneficiário foi a ENVC. 

5.2.3. Distorção da concorrência e afetação das trocas comerciais 
intra-UE 

(51) As medidas são suscetíveis de afetar as trocas comerciais 
entre Estados-Membros, uma vez que a ENVC está em 
concorrência com estaleiros de outros Estados-Membros 
da União Europeia como também do resto do mundo. 
As medidas em questão permitiram à ENVC continuar a 
operar, não tendo que enfrentar, como as suas concorren
tes, as consequências que normalmente se seguiriam aos 
seus maus resultados financeiros. 

(52) Nestas condições, as medidas anteriores parecem constituir 
auxílios estatais, na aceção do artigo 107. o , n. o 1, do 
TFUE. 

5.3. Auxílio ilegal 

(53) A Comissão nota que, se as medidas anteriores identifica
das tiverem constituído auxílios estatais, teriam sido con
cedidas em violação das obrigações de notificação e de 
suspensão previstas no artigo 108. o , n. o 3, do TFUE. A 
Comissão considera, assim, nesta fase, que se afigura que 
as medidas anteriores concedidas à ENVC constituem um 
auxílio estatal ilegal.
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( 1 ) Processo C-482/99, França/Comissão (dito «Stardust Marine»), Colet. 
2002, p. I-4397. 

( 2 ) Ver lista das nomeações na página Web do Ministério da Defesa 
Nacional (http://www.portugal.gov.pt/pt/o-governo/nomeacoes/ 
ministerio-da-defesa-nacional.aspx). Ver ainda página Web da Em
pordef (http://www.empordef.pt/main.html), bem como vários co
municados de imprensa, por exemplo, http://www.dn.pt/inicio/ 
portugal/interior.aspx?content_id=1768612 ou http://www.dn.pt/ 
inicio/portugal/interior.aspx?content_id=1950754. 

( 3 ) Ver http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-da- 
defesa-nacional/mantenha-se-atualizado/20120104-mdn-envc.aspx. 

( 4 ) Ver, por exemplo, http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ 
ministerio-da-defesa-nacional/mantenha-se-atualizado/20120319- 
mdn-modelo-reprivatizacao.aspx, http://www.portugal.gov.pt/pt/os- 
ministerios/ministerio-da-defesa-nacional/mantenha-se-atualizado/ 
20120502-mdn-envc.aspx e http://www.portugal.gov.pt/pt/os- 
ministerios/ministerio-da-defesa-nacional/mantenha-se-atualizado/ 
20120713-seamdn-envc.aspx.
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http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-da-defesa-nacional/mantenha-se-atualizado/20120104-mdn-envc.aspx
http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-da-defesa-nacional/mantenha-se-atualizado/20120104-mdn-envc.aspx
http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-da-defesa-nacional/mantenha-se-atualizado/20120319-mdn-modelo-reprivatizacao.aspx
http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-da-defesa-nacional/mantenha-se-atualizado/20120319-mdn-modelo-reprivatizacao.aspx
http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-da-defesa-nacional/mantenha-se-atualizado/20120319-mdn-modelo-reprivatizacao.aspx
http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-da-defesa-nacional/mantenha-se-atualizado/20120502-mdn-envc.aspx
http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-da-defesa-nacional/mantenha-se-atualizado/20120502-mdn-envc.aspx
http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-da-defesa-nacional/mantenha-se-atualizado/20120502-mdn-envc.aspx
http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-da-defesa-nacional/mantenha-se-atualizado/20120713-seamdn-envc.aspx
http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-da-defesa-nacional/mantenha-se-atualizado/20120713-seamdn-envc.aspx
http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-da-defesa-nacional/mantenha-se-atualizado/20120713-seamdn-envc.aspx


5.4. Compatibilidade das medidas anteriores com o 
mercado interno 

(54) Uma vez que as medidas acima identificadas constituem 
um auxílio estatal na aceção do artigo 107. o , n. o 1, do 
TFUE, a sua compatibilidade deve ser apreciada à luz das 
derrogações estabelecidas nos n. os 2 e 3 dessa disposição. 

(55) De acordo com a jurisprudência do Tribunal de Justiça, 
compete ao Estado-Membro apresentar as possíveis razões 
da compatibilidade com o mercado interno e demonstrar 
que estão reunidas as condições para uma tal compatibili
dade ( 1 ). As autoridades portuguesas consideram que as 
medidas não constituem um auxílio estatal e não fornece
ram quaisquer possíveis razões para a compatibilidade. Se 
algumas das medidas anteriores tiverem constituído auxí
lios estatais, Portugal considera que deviam ser considera
das como um «auxílio à privatização». 

(56) No entanto, a Comissão apreciou se qualquer das possíveis 
razões para a compatibilidade estabelecidas no TFUE se
riam prima facie aplicáveis às medidas em apreço. 

(57) A Comissão considera, em primeiro lugar, que as derroga
ções previstas no artigo 107. o , n. o 2, do TFUE não se 
aplicam manifestamente e não foram invocadas pelas au
toridades portuguesas. A mesma conclusão se aplicaria à 
exceções previstas no artigo 107. o , n. o 3, alíneas d) e e), do 
TFUE. 

(58) Tendo em conta o facto de a ENVC parecer ser uma 
empresa em dificuldade na aceção das Orientações E&R 
no momento em que as medidas anteriores foram conce
didas e continuar atualmente em dificuldade (ver secção 
5.), não se afigura que, na presente fase, a exceção relativa 
ao desenvolvimento de certas regiões ou de certos setores 
prevista no artigo 107. o , n. o 3, alínea a), do TFUE possa 
ser aplicável, não obstante o facto de o beneficiário estar 
situado numa região assistida ao abrigo do artigo 107. o , 
n. o 3, alínea a), do TFUE e poder ser elegível para auxílios 
regionais. 

(59) A Comissão apreciou igualmente se qualquer das medidas 
poderia ser compatível com base no artigo 107. o , n. o 3, 
alínea b), do TFUE no âmbito das regras de crise consa
gradas no Quadro temporário ( 2 ). Todavia, as medidas em 
apreço não parecem reunir as condições para a aplicabili
dade do Quadro temporário. 

(60) O artigo 107. o , n. o 3, alínea c), do TFUE prevê que podem 
ser autorizados auxílios estatais quando se destinam a fa
cilitar o desenvolvimento de certos setores económicos e 
quando não alteram as condições das trocas comerciais de 
maneira que contrarie o interesse comum. 

(61) Não se afigura que as medidas em apreço tenham sido 
concedidas em conformidade com as regras de auxílio 
estatal específicas aplicáveis à indústria de construção na
val, ou seja, o atual Enquadramento dos auxílios estatais à 
construção naval ( 3 ) ou os seus predecessores em vigor no 
momento em que as medidas anteriores foram concedi
das ( 4 ). Parece que as condições a preencher para que essas 
regras sejam aplicáveis não foram respeitadas. 

(62) De qualquer modo e dada a natureza das medidas anterio
res e das dificuldades da ENVC, os únicos critérios per
tinentes afiguram-se ser os relativos aos auxílios de emer
gência e à reestruturação concedidos a empresas em difi
culdade, ao abrigo do artigo 107. o , n. o 3, alínea c), do 
TFUE. Se a Comissão chegar à conclusão de que as medi
das anteriores constituem um auxílio estatal, tal auxílio 
deve então normalmente ser apreciado à luz dos critérios 
das Orientações E&R. 

(63) A Comissão nota que as condições para um auxílio de 
emergência estabelecidas na secção 3.1 das Orientações 
E&R não parecem estar reunidas: algumas das medidas 
em apreço não consistem em auxílios à tesouraria sob a 
forma de garantias de empréstimos ou de empréstimos, as 
medidas não parecem ter sido prestadas com base em 
razões sociais prementes e não foram acompanhadas por 
um compromisso de Portugal no sentido de comunicar à 
Comissão um plano de reestruturação ou um plano de 
liquidação, etc. 

(64) No que se refere aos auxílios à reestruturação, tal como 
definidos na secção 3.2 das Orientações E&R, a Comissão 
assinala que Portugal não notificou à Comissão qualquer 
das medidas acima identificadas como auxílios à reestru
turação e, por conseguinte, não conseguiu demonstrar que 
estão presentes quaisquer dos elementos necessários para 
que sejam consideradas como tais (plano de reestruturação, 
contribuição própria, medidas compensatórias, etc.). 

(65) Segundo o considerando 34 das Orientações E&R, a con
cessão do auxílio deve estar subordinada à aplicação de um 
plano de reestruturação que, em relação a todos os auxílios 
individuais, deve ser aprovado pela Comissão. Se as medi
das identificadas vierem a constituir auxílios estatais, terão 
sido concedidas antes da notificação à Comissão e sem um 
plano de reestruturação credível que cumpra as condições 
estabelecidas nas Orientações E&R. Esta circunstância, por 
si só, seria suficiente para excluir compatibilidade das me
didas com o mercado interno. 

(66) Além disso, a Comissão assinala que Portugal não apre
sentou quaisquer elementos que pudessem assegurar o 
cumprimento dos requisitos necessários para considerar 
um auxílio à reestruturação como compatível: restauração 
da viabilidade a longo prazo da ENVC, níveis aceitáveis de 
contribuição própria, medidas compensatórias adequadas, 
etc.
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( 1 ) Processo C-364/90, Itália/Comissão, Colet. 1993, p. I-2097, n. o 20. 
( 2 ) Quadro temporário relativo às medidas de auxílio estatal destinadas 

a apoiar o acesso ao financiamento durante a atual crise financeira e 
económica, JO C 16 de 22.1.2009, p. 1, com a redação que lhe foi 
dada pela Comunicação da Comissão que altera o Quadro comuni
tário temporário relativo às medidas de auxílio estatal destinadas a 
apoiar o acesso ao financiamento durante a atual crise financeira e 
económica, JO C 303 de 15.12.2009, p. 6. O Quadro temporário 
caducou em dezembro de 2011. 

( 3 ) JO C 364 de 14.12.2011, p. 9. 
( 4 ) Nomeadamente o Enquadramento dos auxílios estatais à construção 

naval de 2004 (JO C de 30.12.2003, p. 11) e o Regulamento (CE) 
n. o 1540/98 do Conselho, de 29 de junho de 1998, que estabelece 
novas regras de auxílio à construção naval (JO L 202 de 18.7.1998, 
p. 1).



(67) Por conseguinte, a Comissão não dispõe de elementos de 
prova para concluir se qualquer destas medidas pode ser 
considerada compatível com base nas Orientações E&R 
enquanto auxílio de emergência ou à restruturação. 

5.5. Conclusão sobre a compatibilidade 

(68) Na presente fase, a Comissão tem dúvidas quanto à com
patibilidade com o mercado interno das medidas anteriores 
em favor da ENVC. 

6. MEDIDAS PLANEADAS NO CONTEXTO DA 
PRIVATIZAÇÃO DA ENVC 

(69) A Comissão nota que até Portugal argumenta que algumas 
das medidas identificadas supra devem ser consideradas 
como «auxílio à privatização», no contexto da qual tam
bém está planeado um conjunto de novas medidas em 
favor da ENVC. Essas novas medidas são resumidas no 
quadro 4. 

Quadro 4: Medidas de auxílio planeadas em favor da ENVC 
(montantes indicativos) 

Ano Medida Prestador Montante (em EUR) 

2012 Financiamento do 
défice do fundo de 
pensões da ENVC 

[10 000 000 – 
15 000 000] 

" Transferência da 
dívida passada 
para a Empordef 

Empordef [50 000 000 – 
60 000 000] 

" Anulação da 
dívida da ENVC 
transferida para a 
Empordef (ver 
considerando 17) 

Empordef 101 088 928,79 

" Transferência da 
dívida operacional 
para a Empordef 

Empordef [85 000 000 – 
95 000 000] 

" Empréstimos 
remunerados para 
pagar a segurança 
social e impostos 

Empordef Indeterminado (*) 

" Financiamento de 
indemnizações 
devido a atrasos 
na execução de 
contratos de 
construção 

Indeterminado (*) 

(*) A confirmar e/ou clarificar 

(70) Portugal reconhece que a natureza e o montante exatos 
destas medidas ainda não são claros, uma vez que tal 
dependerá do teor concreto das propostas vinculativas e 
das condições de preço dessas propostas. Portugal não 
forneceu pormenores sobre as duas propostas vinculativas 
recebidas (ver considerando 12). 

(71) Embora as medidas planeadas de acompanhamento da 
privatização da ENVC não sejam objeto da presente deci
são, a Comissão, atendendo à situação económica da 
ENVC e à natureza das medidas planeadas, considera pro
vável que, se implementadas na forma atualmente prevista, 
essas medidas contenham um auxílio estatal. 

(72) A Comissão nota, em especial, que, um concurso incon
dicional em que a empresa é vendida ao proponente com 
a proposta mais elevada é a melhor forma possível de 
minimizar a existência de risco de auxílio estatal ( 1 ) Mais 
ainda, segundo a prática estabelecida pela Comissão e con
firmada pela jurisprudência ( 2 ), o estabelecimento de con
dições de venda de uma empresa que um operador de 
mercado não imporia justifica uma presunção de que po
dem estar implicados auxílios estatais. Um vendedor numa 
economia de mercado venderia, normalmente, a sua em
presa ao preço mais elevado, sem impor condições que 
depreciariam esse preço. Com base nas informações facul
tadas por Portugal até à data, o processo de privatização 
não comportaria um concurso incondicional e a venda 
inclui uma série de condições suscetíveis de afetar signifi
cativamente o preço que poderia ser obtido (ver conside
rando 10). 

(73) A este respeito, a Comissão recorda a Portugal que o 
artigo 108. o , n. o 3, do TFUE tem efeito suspensivo. Por
tugal não deve implementar as medidas planeadas sem ter 
obtido uma autorização prévia da Comissão. 

7. DECISÃO 

À luz das considerações supra, a Comissão, no âmbito do pro
cedimento previsto no artigo 108. o , n. o 2, do Tratado sobre o 
Funcionamento da União Europeia, convida a República Portu
guesa a apresentar as suas observações e a prestar todas as 
informações que possam ajudar a avaliar as medidas anteriores 
em favor da ENVC, no prazo de um mês a contar da data de 
receção da presente carta. A Comissão solicita às autoridades 
que encaminhem imediatamente uma cópia desta carta para o 
potencial beneficiário do auxílio. 

Relativamente às medidas planeadas de acompanhamento da 
privatização da ENVC, a Comissão recorda a Portugal o efeito 
suspensivo do artigo 108. o , n. o 3, do Tratado sobre o Funcio
namento da União Europeia. 

A Comissão chamaria também a atenção para o artigo 14. o do 
Regulamento (CE) n. o 659/1999 do Conselho, segundo o qual 
qualquer auxílio concedido ilegalmente pode ser objeto de re
cuperação junto do beneficiário.
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( 1 ) Ver documento de trabalho dos serviços da Comissão – Documento 
de orientação sobre o financiamento, a reestruturação e privatização 
de empresas públicas em conformidade com as regras dos auxílios 
estatais, disponível em http://ec.europa.eu/competition/state_aid/ 
studies_reports/swd_guidance_paper_pt.pdf. 

( 2 ) Ver Decisão da Comissão no processo C 29/1990 (ex NN 88/1989), 
Intelhorce SA/Espanha, JO L 176 de 30.6.1992, p. 57. O Tribunal de 
Justiça subscreveu este princípio nos Processos apensos C-278/92, 
C-279/92 e C-280/280, Espanha/Comissão, Colet. 1994, p. I-4103, 
n. o 28.

http://ec.europa.eu/competition/state_aid/studies_reports/swd_guidance_paper_pt.pdf
http://ec.europa.eu/competition/state_aid/studies_reports/swd_guidance_paper_pt.pdf


A Comissão comunica a Portugal que informará as partes in
teressados através da publicação da presente carta e de um 
resumo significativo da mesma no Jornal Oficial da União Euro
peia. Informará igualmente as partes interessadas dos países da 
EFTA signatários do Acordo EEE, mediante a publicação de uma 

comunicação no suplemento EEE do Jornal Oficial da União 
Europeia, bem como o Órgão de Fiscalização da EFTA, através 
do envio de uma cópia da presente carta. Todas as partes in
teressadas serão convidadas a apresentar as suas observações no 
prazo de um mês a contar da data dessa publicação.“
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